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ZUR VERÖFFENTLICHUNG BESTIMMT 

21/26 

VORTRAG AN DEN MINISTERRAT 

Betrifft: Entwurf eines Bundesgesetzes über die Europäische Ermittlungsanordnung in Ver-

waltungsstrafsachen 

 

Mit dem Entwurf eines Bundesgesetzes über die Europäische Ermittlungsanordnung in Ver-

waltungsstrafsachen – EAO-VStS soll die Richtlinie 2014/41/EU über die Europäische Ermitt-

lungsanordnung in Strafsachen (Richtlinie EEA), ABl. L 130 vom 1.5.2014, S. 1; L 143 vom 

9.6.2015, S. 16, für den Verwaltungsstrafrechtsbereich umgesetzt werden. 

Ziel ist die Schaffung eines vereinfachten und beschleunigten Verfahrens für die grenz-

überschreitende Erhebung von Beweismitteln in Verwaltungsstrafsachen innerhalb der 

Europäischen Union, basierend auf dem Grundsatz der gegenseitigen Anerkennung. 

Unter Berücksichtigung der Ergebnisse des Begutachtungsverfahrens wurde die gegen-

ständliche Regierungsvorlage erstellt. 

 
Ich stelle den 
 

A n t r a g ,  
 
die Bundesregierung wolle beschließen, die angeschlossene Regierungsvorlage eines Bun-

desgesetzes über die Europäische Ermittlungsanordnung in Verwaltungsstrafsachen samt 

Vorblatt, WFA und Erläuterungen dem Nationalrat zur verfassungsmäßigen Behandlung 

zuzuleiten. 

 
 

7. Juni 2018 
Der Bundesminister: 

MOSER
 


